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Innovationsausschuss 

Zielsetzung des Innovationsfonds ist richtig  
Berlin, 10. Juni 2021 – Prof. Josef Hecken gibt als Vorsitzender des Inno-
vationsausschusses im Namen der Mitglieder (GKV-Spitzenverband, Kas-
senärztliche Bundesvereinigung, Kassenzahnärztliche Bundesvereini-
gung, Deutsche Krankenhausgesellschaft, Bundesministerium für Ge-
sundheit, Bundesministerium für Bildung und Forschung sowie Patien-
tenvertretung) folgende Erklärung zu der kürzlich veröffentlichten Stu-
die der Ad-hoc Kommission des Deutschen Netzwerks Versorgungsfor-
schung zu Interventionsstudien aus dem Innovationsfonds ab:  

„Das Netzwerk stellt in seinem Review von 50 Interventionsstudien der 
ersten Förderwelle positiv fest, dass die Mehrheit der untersuchten Pro-
jekte sektorenübergreifend ist und eine randomisierte bzw. kontrollierte 
Evaluation durchführt. Dies zeigt aus Sicht des Innovationsausschusses, 
dass die Zielsetzung des Innovationsfonds gelungen ist. Abschlussbe-
richte lagen zum Zeitpunkt der Analyse fast keine vor, da noch nicht 
viele Projekte beendet waren. Über 400 Projekte befinden sich aktuell in 
der Förderung. Dennoch wertet das Netzwerk (noch) nicht vorhandene 
methodische Angaben als Mangel der methodischen Qualität. Diese auf 
dünner Datenbasis abgeleitete und voreilige Kritik am Potenzial der Pro-
jekte ist aus Sicht des Innovationsausschusses nicht nachvollziehbar.  

Grundsätzliches Ziel der Projektförderung durch den Innovationsfonds 
ist es, die Patientenversorgung weiterzuentwickeln. Die Pluralität der 
Versorgungsansätze steht hierbei im Mittelpunkt der Förderung. Die 
Evaluationsanforderungen sind gerade deshalb hoch angesetzt und ori-
entieren sich an aktuellen wissenschaftlichen Standards. Die methodi-
schen Ansätze müssen den jeweiligen Fragestellungen aus der Versor-
gung Rechnung tragen.  

Dabei zeichnet sich die Förderung des Innovationsfonds durch eine be-
sonders hohe Transparenz aus. Der Gesetzeber hat hierzu bestimmte 
Regeln definiert: Alle geförderten Projekte werden inklusive Projektbe-
schreibung auf den Internetseiten des Innovationsausschusses veröf-
fentlicht. Die Projektergebnisse und die dazugehörigen Evaluationsbe-
richte werden dort ebenfalls eingestellt und sind für jeden zugänglich. 
Jedes Projekt wird nach Abschluss durch den Innovationsausschuss be-
wertet und die diesbezüglichen Empfehlungen des Innovationsausschus-
ses zur Überführung in die Regelversorgung werden auch auf den Inter-
netseiten veröffentlicht. Dieses transparente Vorgehen ist im Vergleich 
mit anderen Projektförderungen – auch aus dem Kreis der Wissenschaf-
ten - beispielhaft. Durch die Empfehlungen des Innovationsausschusses 
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  zur Überführung in die Regelversorgung wird, anders als bei Instrumen-
ten der alleinigen Wissenschaftsförderung üblich, ein ganz besonderes 
Gewicht auf die Umsetzbarkeit und Nachhaltigkeit der Ergebnisse ge-
legt.  

Die Hauptkritik des Netzwerks richtet sich darauf, dass ein Teil der Stu-
dien nicht in wissenschaftlichen Datenbanken registriert wurde. Auch 
der Innovationsausschuss befürwortet ausdrücklich eine Registrierung 
der Studien durch die Projektverantwortlichen und unterstützt die Stu-
dienprotokollregistrierung sogar finanziell im Rahmen der Projektförde-
rung. Für die vom Netzwerk geforderte verpflichtende Registrierung in 
wissenschaftlichen Datenbanken ist derzeit keine rechtliche Grundlage 
gegeben.  

Der Innovationsausschuss ist jederzeit für eine kritische Analyse der ge-
förderten Projekte und einen konstruktiven Dialog zur Weiterentwick-
lung des Instruments Innovationsfonds offen. Gemäß gesetzlicher Vor-
gabe wird der Innovationsfonds umfassend evaluiert (§ 92a Absatz 5 
SGB V). Dieser Evaluation schauen wir optimistisch entgegen. Im 
März 2022 werden dann systematische und unabhängige Erkenntnisse 
zur Ergebnisqualität des Innovationsfonds vorliegen.“ 

 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Der G-BA ist vom Gesetzgeber beauf-
tragt, in Richtlinien verbindlich festzulegen, welche Leistungen von der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) erstattet werden und welche qualitätssichernden Maßnahmen bei der Leistungserbringung 
einzuhalten sind. 

Der G-BA hat seit dem 1. Januar 2016 zudem den Auftrag, neue Versorgungsformen, die über die bishe-
rige Regelversorgung hinausgehen und Versorgungsforschungsprojekte, die auf einen Erkenntnisgewinn 
zur Verbesserung der bestehenden Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung ausgerichtet 
sind, zu fördern. Für die Durchführung der Förderung aus dem Innovationsfonds wurde beim G-BA ein 
Innovationsausschuss eingerichtet. 

Die gesetzlich vorgesehene Fördersumme für neue Versorgungsformen und Versorgungsforschung be-
trägt in den Jahren 2020 bis 2024 jeweils 200 Millionen Euro. 80 Prozent der Mittel sollen für die Förde-
rung neuer Versorgungsformen verwendet werden, 20 Prozent der Mittel für die Förderung der Versor-
gungsforschung. 

Rechtsgrundlage des Innovationsfonds und des Innovationsausschusses beim G-BA sind die §§ 92a und 
92b SGB V. 

Weitere Informationen finden Sie unter innovationsfonds.g-ba.de und unter www.g-ba.de. 
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